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VOR DEM 5. SEPTEMBER
Die „Flüchtlingskrise“ 2015 im historischen Kontext

Ulrich Herbert · Jakob Schönhagen

Zwischen 2003 und 2013 lag die Zahl der Asylbe­
werber in Deutschland durchschnittlich bei 34 000 
pro Jahr. 2014 stieg sie auf 173 000, und seit dem 
Frühjahr 2015 nahm sie noch einmal erheblich 
zu. 01 Mitte August 2015 erhöhte die Bundesregie­
rung ihre Prognose für das gesamte Jahr deshalb 
auf 800 000 Flüchtlinge, 02 überwiegend aus Syrien, 
dem Irak und Afghanistan. Ein Großteil kam über 
die sogenannte Balkanroute nach Westeuropa  – 
über Griechenland, Nordmazedonien, Serbien 
und Ungarn nach Österreich. Bis Mitte August re­
gistrierte Ungarn nach den gültigen europäischen 
Vereinbarungen 150 000 Geflüchtete und wies sie 
in provisorische Aufenthaltslager ein. Bereits im 
Juni hatte der ungarische Ministerpräsident Viktor 
Orbán aber angekündigt, den „Flüchtlingsstrom“ 
über die Balkanroute stärker einzudämmen, und 
begann mit dem Bau eines Grenzzauns zu Serbien. 
Als die Flüchtlinge dann zunehmend versuchten, 
die Einweisung in ungarische Aufnahmelager zu 
vermeiden, kam es zu hässlichen Szenen der Po­
lizeigewalt. Fernsehstationen verbreiteten die Bil­
der weltweit. In Westeuropa und insbesondere in 
Deutschland riefen sie scharfe Kritik an der unga­
rischen Regierung hervor. 03

Am 21. August 2015 erteilte das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge intern eine Weisung an 
seine Außenstellen, wonach Flüchtlinge aus Syri­
en, die nach Deutschland einreisen wollten, fortan 
nicht mehr abgewiesen werden sollten, auch wenn 
sie in einem EU-Land, das sie zuvor betreten hat­
ten, nicht registriert worden waren. Diese Rege­
lung war durchaus plausibel, da das Bundesamt 
heillos überlastet war und Flüchtlinge aus Syrien 
angesichts der humanitären Lage in ihrem Hei­
matland in Deutschland nahezu ausnahmslos ei­
nen Schutzstatus erhielten. Die Anweisung geriet 
jedoch in die Öffentlichkeit und wurde vielfach 
so verstanden, dass Deutschland alle Flüchtlinge 
ungeprüft ins Land lassen würde. Daraufhin wei­
gerten sich die Flüchtlinge in Ungarn, sich dort 
registrieren zu lassen. Tausende von ihnen kam­
pierten stattdessen auf dem Bahnhof in Budapest, 

forderten ihre Weiterreise nach Deutschland und 
skandierten „Germany“ und „Merkel“.

Am Tag darauf, am 28.  August, wurde an 
der Autobahn  4 im österreichischen Burgenland 
ein Lastwagen entdeckt, in dem 71 Tote lagen – 
Flüchtlinge aus Syrien und dem Irak, von den 
Schleppern verlassen und in dem Wagen erstickt. 
Vier Tage später, am 2. September, wurde das Foto 
eines kleinen Jungens verbreitet, der leblos an ei­
nem Strand lag. Der zweijährige Alan Kurdi war 
bei der Überfahrt von der Türkei nach Griechen­
land ertrunken. Die Bilder des LKWs in Öster­
reich und des Jungen wurden innerhalb weniger 
Tage zu Symbolen der katastrophalen Lage der 
Flüchtlinge auf den Fluchtrouten nach Westeuro­
pa und entfachten weltweit eine Welle der Betrof­
fenheit und Empörung. In Deutschland setzte sich 
insbesondere die „Bild“ geradezu massiv für die 
Unterstützung der Flüchtlinge ein. Mit schwar­
zem Trauerrand druckte sie über die gesamte Ti­
telseite das Bild von Kurdi und schrieb: „Wer sind 
wir, was sind unsere Werte wirklich wert, wenn 
wir so etwas weiter geschehen lassen?“ Das Bou­
levardblatt war es auch, das die Kampagne „Wir 
helfen“ initiierte und dafür sorgte, dass Fußball­
profis am Samstag darauf mit entsprechendem 
Logo und dem Hashtag #refugeeswelcome auf 
den Trikots die Bundesligaspielfelder betraten. 
Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel reagierte 
nun öffentlich: Bei einer Rede vor der nordrhein-
westfälischen CDU in Köln betonte sie, dass noch 
nie seit dem Zweiten Weltkrieg so viele Menschen 
nach Deutschland gekommen seien, wiederhol­
te mehrfach ihren bereits zuvor geäußerten Satz 
„Wir schaffen das!“ und fügte unter viel Applaus 
hinzu: „In dieser Situation haben wir die Ver­
pflichtung zu helfen.“ 04 

Eine Woche später, am 4. September, beschlos­
sen rund 3000 der Flüchtlinge, die seit Tagen am 
Bahnhof von Budapest ausharrten, nicht länger in 
Ungarn zu bleiben, sondern sich zu Fuß auf den 
etwa 180 Kilometer langen Weg nach Österreich 
und nach Deutschland zu machen. Sie marschier­
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ten entlang der Autobahn nach Westen und wur­
den von zahlreichen Fernsehteams begleitet, die 
dem Zug bald den Namen „march of hope“ verlie­
hen. Daraufhin kündigte der ungarische Minister­
präsident an, Ungarn könne die Flüchtlinge nicht 
mehr ordnungsgemäß registrieren und werde sie 
deshalb aus „humanitären Gründen“ mit Bussen 
an die österreichische Grenze bringen – falls Ös­
terreich und Deutschland sich bereit erklärten, sie 
aufzunehmen. Bis zur Ankunft der Busse blieben 
nur wenige Stunden. Bundeskanzlerin Merkel und 
der österreichische Bundeskanzler Werner Fay­
mann stimmten überein, dass eine Verweigerung 
der Einreise nur mit massiver Gewalt durchzuset­
zen sei und zu einer humanitären Katastrophe füh­
ren würde. Am späten Abend gab Faymann be­
kannt, dass in Abstimmung mit Merkel „aufgrund 
der heutigen Notlage an der ungarischen Grenze“ 
entschieden wurde, die Flüchtlinge nach Deutsch­
land und Österreich weiterreisen zu lassen. 05

Diese Entscheidung gilt als Auslöser jener 
Entwicklung, durch die bis zum Sommer 2016 
insgesamt etwa 1,4  Millionen Flüchtlinge nach 
Deutschland einreisten. Die politischen Auswir­
kungen waren gravierend: Die „Flüchtlingsfra­
ge“ wurde in Deutschland, der EU und darüber 
hinaus zu einem der am heftigsten umkämpften 
Streitpunkte. Der 5. September 2015 wird zudem 
als Auftakt, jedenfalls als Verstärker einer Rechts­
verschiebung der politischen Kräfteverhältnisse 
in Europa und darüber hinaus angesehen. 

01	 Vgl. Anzahl der neu registrierten Flüchtlinge in Deutsch-
land von 2014 bis 2018, Mai 2018, www.statista.com/statistik/
daten/studie/663735; Anzahl der Asylanträge (Erstanträge) in 
Deutschland von 1991 bis 2020, Juni 2020, www.statista.com/
statistik/daten/studie/154286. 
02	 Es ist schwierig, trennscharf zwischen „Flüchtlingen“ oder 
„Geflüchteten“, also den aus politischen und ähnlichen Gründen 
geflohenen Menschen im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention, 
und denen, die aus wirtschaftlicher Not ihr Land verließen, zu unter-
scheiden, zumal politische Instabilität und wirtschaftliche Not in den 
meisten Ländern des Globalen Südens eng miteinander verbunden 
sind. Wenn im Folgenden von „Migranten“ die Rede ist, so sind damit 
alle Wandernden gemeint, unabhängig von ihren Motiven.
03	 Zum Folgenden vgl. Alexander Betts/Paul Collier, Gestran-
det. Warum unsere Flüchtlingspolitik allen schadet – und was 
jetzt zu tun ist, München 2017, S. 93–134; Georg Blume et al., 
Was geschah wirklich?, Zeit-Dossier 22. 8. 2016; Robin Alexan-
der, Die Getriebenen. Merkel und die Flüchtlingspolitik: Report 
aus dem Innern der Macht, München 2018, S. 11–115. 
04	 Zit. nach Blume et al. (Anm. 3). 
05	 Zit. nach Tausende Flüchtlinge in Österreich eingetroffen, 
5. 9. 2015, www.zeit.de/​politik/​2015-09/​ungarn-​fluechtlinge-
grenze.

ASYL  
ALS GRUNDRECHT

Das Recht auf Politisches Asyl geht in der Bundes­
republik zurück auf die Entscheidungen im Parla­
mentarischen Rat 1948/49, der dieses Recht in Ar­
tikel 16 ins Grundgesetz aufnahm. Im verbreiteten 
Verständnis wird dieser Artikel als Referenz an die 
nach 1933 vor den Nationalsozialisten flüchtenden 
jüdischen und nichtjüdischen Deutschen angese­
hen, die überall in der Welt Aufnahme und Asyl 
gesucht und so selten gefunden hatten. Deshalb 
habe sich der Parlamentarische Rat 1948/49 dazu 
entschlossen, das Recht auf Asyl für politische 
Flüchtlinge ins Grundgesetz aufzunehmen. Es galt 
einschränkungslos und war nur mit einer Zwei­
drittelmehrheit im Parlament zu verändern. 

Schaut man etwas genauer hin, so ergibt sich 
ein etwas anderes Bild. 06 Im Parlamentarischen Rat 
war zunächst nur daran gedacht, Verfolgten wie 
schon in der Weimarer Verfassung einen Ausliefe­
rungsschutz zuzugestehen. Ein universelles Recht 
auf Asyl für ausländische Flüchtlinge war zunächst 
nicht beabsichtigt. Vielmehr war zunächst vorge­
sehen, ein Asylrecht für Deutsche einzurichten – 
vor allem mit Blick auf diejenigen, die in der So­
wjetisch Besetzten Zone politisch verfolgt wurden. 
In einem Entwurf des Redaktionsausschusses des 
Parlamentarischen Rates vom 16. November 1948 
hieß es daher: „Jeder Deutsche, der wegen seines 
Eintretens für Freiheit, Demokratie, soziale Ge­
rechtigkeit oder Weltfrieden verfolgt wird, genießt 
im Bundesgebiet Asylrecht.“ Und weiter: „Die 
Gewährung des Asylrechts für politisch verfolg­
te Ausländer erscheint als zu weitgehend, da sie 
möglicherweise die Verpflichtung zur Aufnahme, 
Versorgung usw. in sich schließt.“ 07 Für sie solle 
daher das Abschiebungsverbot ausreichen, die Ge­
währung von Asyl auf Deutsche begrenzt bleiben. 
Nach längeren Verhandlungen wurde aber die sehr 
weitreichende Formulierung „Politisch Verfolgte 
genießen Asylrecht“ akzeptiert, weil auf diese Wei­
se das Ziel, Deutsche vor Auslieferung zu schüt­
zen, gewahrt blieb, ohne die Alliierten zu alarmie­
ren, die einer Privilegierung deutscher gegenüber 

06	 Vgl. Michael Mayer, Die Praxis der Asylpolitik 1949 bis 
1970, unveröff. Manuskript, 2019; Patrice Poutrus, Umkämpftes 
Asyl. Vom Nachkriegsdeutschland bis in die Gegenwart, Berlin 
2019, S. 21–103.
07	 Der Parlamentarische Rat, Bd. 5, Teilbd. 2, Boppard 1993, 
Dok. 28, S. 579. 

http://www.statista.com/statistik/daten/studie/663735
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http://www.zeit.de/politik/2015-09/ungarn-fluechtlinge-grenze
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ausländischen Verfolgten nicht zustimmten. In der 
Konsequenz führte dies in den frühen 1950er Jah­
ren dazu, dass deutsche NS-Verbrecher, die aus 
Gefängnissen in den einstigen von Deutschland be­
setzten Ländern flohen, an der Grenze Asyl nach 
Artikel 16 beantragen konnten – und erhielten. 08

Die US-Militärregierung in Deutschland ver­
folgte hier allerdings andere Ziele. Für sie war ers-
tens ausschlaggebend, dass der neue westdeutsche 
Staat die Millionen Flüchtlinge und Vertriebenen 
aus Ostmitteleuropa aufnahm und hier auf Dauer 
integrierte, um so allen Bestrebungen zur Rückkehr 
der Flüchtlinge in die Ostgebiete entgegenzuwir­
ken. Zweitens sollte Westdeutschland die im Som­
mer 1948 noch etwa 500 000 sich im Lande aufhal­
tenden Displaced Persons (DPs) versorgen. Und 
drittens forderte das State Department mit Nach­
druck, dass die Bundesrepublik auch nichtdeutsche 
Flüchtlinge aus den kommunistischen Ländern auf­
nehmen würde. 09 Angesichts der Millionen deut­
scher Flüchtlinge war die Frage ausländischer Asyl­
suchender für die westdeutschen Behörden jedoch 
eine nachgeordnete Frage, und auch die Aufmerk­
samkeit der Besatzungsbehörden ließ rasch nach. 

In der Praxis wurde das Asylrecht in der Bun­
desrepublik bis in die späten 1970er Jahre nur sel­
ten und nahezu ausschließlich auf Flüchtlinge 
aus den kommunistischen Staaten des Ostblocks 
angewandt, von denen im Durchschnitt jährlich 
2000 bis 3000 ins Land kamen. Ihre Anträge auf 
die Gewährung von Asyl wurden zu 80 Prozent 
anerkannt. Die Höhepunkte dieser Entwicklung 
bildeten die Ungarnkrise 1956, als Westdeutsch­
land 15 000 der 200 000 ungarischen Flüchtlinge 
aufnahm, und der Prager Frühling 1968, in dessen 
Folge die Bundesrepublik etwa 5000 Geflüchte­
ten Aufenthalt gewährte. 

INTERNATIONALE 
FLÜCHTLINGSPOLITIK

Diese selektive Gewährung von Asyl war je­
doch keine deutsche Sonderentwicklung, sondern 
stand in Einklang mit der internationalen Flücht­
lingspolitik nach 1945. Da die Fluchtbewegungen 

08	 Vgl. Mayer (Anm. 6).
09	 Vgl. Ulrich Herbert/Karin Hunn, Beschäftigung, soziale Si-
cherung und soziale Integration von Ausländern, in: Hans Jürgen 
Hockerts et al. (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutsch-
land seit 1945, Bd. 3: Bundesrepublik Deutschland 1949–1957, 
Baden-Baden 2005, S. 779–801.

infolge des Zweiten Weltkrieges alle bis dahin ge­
kannten Größenordnungen übertrafen, schuf die 
Staatengemeinschaft die United Nations Relief 
and Rehabilitation Administration (UNRRA), 
die in Europa über sieben Millionen Menschen 
repatriierte. Zudem wurde die internationale 
Flüchtlingsorganisation (IRO) gegründet, um die 
etwa eine Million DPs, die nicht in ihre osteuropä­
ischen Heimatländer zurückkehren konnten oder 
wollten, in anderen Ländern dauerhaft unterzu­
bringen. Allerdings begrenzten die Vereinten Na­
tionen ihre Hilfe geografisch auf Europa und zeit­
lich auf Flüchtlinge, die vor 1951 geflohen waren 
– obwohl am Ende der 1940er Jahre weltweit etwa 
100  Millionen Menschen auf der Flucht waren. 
UNRRA und IRO wurden geschlossen. An ihre 
Stelle trat mit dem UN-Flüchtlingskommissariat 
(UNHCR) eine kleine Institution, die keine eige­
nen Hilfsoperationen umsetzen durfte und nach 
drei Jahren aufgelöst werden sollte. 10

Auch die Genfer Flüchtlingskonvention von 
1951 war auf diese Konstellation abgestellt. Sie 
galt ursprünglich nur für Europa und hier ins­
besondere für Flüchtlinge aus dem Machtbereich 
des kommunistischen Lagers. Sie stand ganz im 
Zeichen der europäischen Flüchtlingsdramen der 
Nachkriegsjahre und wurde erst 1967 über Eu­
ropa hinaus ausgedehnt. Vor allem aber gewähr­
te (und gewährt) sie kein Recht auf Asyl und be­
gründet keine Einreiserechte für Individuen, 
sondern normierte das Recht im Asyl, nicht auf 
Asyl.

Insbesondere die USA aber setzten sich 
mit der Ungarnkrise 1956 wieder für eine akti­
ve UN-Flüchtlingspolitik ein. 11 Spätestens mit 
dem französischen Dekolonialisierungskrieg in 
Nordafrika, als etwa 250 000 Menschen vor der 
französischen Armee aus Algerien nach Tune­
sien und Marokko flohen, kam das „alte“ euro­
päische Displaced-Persons-Problem aber an sein 
Ende. Das bis dahin unbedeutende UNHCR 
stieg nun zur zentralen Clearingstelle der interna­
tionalen Flüchtlingshilfe auf. Erst jetzt entstand 
ein auf Dauer angelegtes System, das auf einem 
universellen Mandat fußte. Das New York Pro­
tokoll von 1967 schuf den rechtlichen Rahmen, 

10	 Vgl. Louise W. Holborn, The International Refugee Organi-
zation, London 1956; Daniel Cohen, In War’s Wake, New York 
2012; Kim Salomon, Refugees in the Cold War, Lund 1991.
11	 Vgl. Gil Loescher, The UNHCR and World Politics, New York 
2001.
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indem es die geografischen und zeitlichen Ein­
schränkungen der Genfer Flüchtlingskonvention 
aufhob. Die finanzielle Basis des UNHCR blieb 
aber prekär. 12

POLITISCHES ASYL IN DER 
BUNDESDEUTSCHEN PRAXIS

In der Bundesrepublik indes wurde Politisches 
Asyl weiterhin nahezu ausschließlich für Flücht­
linge aus kommunistischen Staaten gewährt. Im 
Zuge des Algerienkriegs warnte das Bundesin­
nenministerium 1960 in Bezug auf die nordafri­
kanischen Flüchtlinge vor „gefährlichen Auslän­
dern“, denen Asyl nicht gewährt werden könne. 13 

Das galt auch für die überwiegend linksorientier­
ten Flüchtlinge aus Chile, die ein Jahrzehnt später 
nach dem Sturz der Regierung Salvador Allendes 
1973 vor der Verfolgung durch die Militärjun­
ta in der Bundesrepublik Schutz suchten, eben­
so wie die Geflüchteten aus Argentinien nach der 
Machtübernahme der dortigen Militärjunta. In 
der DDR hingegen fanden etwa 2000 Flüchtlinge 
aus Chile Aufnahme – hier wie dort funktionier­
ten die Kategorien des Kalten Krieges. 14

Auch die Aufnahme der vietnamesischen „Boat­
people“ seit 1979 stand noch im Zeichen der Block­
konfrontation. Nach dem Ende des Vietnamkriegs 
hatten mehr als 1,6 Millionen Flüchtlinge versucht, 
in Booten über das Südchinesische Meer ins Aus­
land zu gelangen. Fast 250 000 starben bei der Über­
fahrt. Die USA nahmen einen großen Teil von ih­
nen auf, drängten aber ihre Verbündeten, ebenfalls 
Flüchtlinge aus Vietnam aufzunehmen. Das stieß 
bei der Bundesregierung zunächst auf Ablehnung. 
Schließlich wurden dann aber doch zunächst 1000 
Boatpeople nach Deutschland eingeflogen, die hier 
das vorgeschriebene Asylverfahren durchlaufen 
mussten. Dabei zeigte sich aber, dass die meisten 
von ihnen nicht unter die Kategorie der politischen 
Flüchtlinge fielen, sondern als Teil der vermutlich 

12	 Vgl. Jakob Schönhagen, Ein vergessenes Jubiläum. Das 
„New York Protocol“ von 1967 jährte sich im Jahr 2017 zum 
fünfzigsten Mal, 7. 12. 2018, https://zeitgeschichte-online.de/
themen/ein-vergessenes-jubilaeum; Peter Gatrell, The Making of 
the Modern Refugee, New York 2013, S. 199–297.
13	 Zit. nach Poutrus (Anm. 6), S. 51.
14	 Vgl. ebd., S. 51–71. In der DDR-Verfassung von 1949 war 
Ausländern, die „wegen ihres Kampfes für die in dieser Verfas-
sung niedergelegten Grundsätze im Ausland verfolgt werden“, 
Asyl zugestanden worden. 1968 wurde dieser Rechtsanspruch in 
eine Kann-Formulierung umgewandelt. 

eher wohlhabenden Bevölkerung Vietnams vor 
wirtschaftlichem Ruin geflohen waren. Dies wurde 
von den westdeutschen Behörden zunächst als po­
litische Verfolgung durch den Kommunismus und 
somit als Asylgrund angesehen, blieb aber rechtlich 
umstritten. Als die Bundesrepublik in den folgen­
den Jahren auf Bitten des UNHCR und der USA 
insgesamt rund 38 000 Flüchtlinge aus Vietnam auf­
nahm, umging sie die Prüfung der Asylberechti­
gung und schuf einen neuen Status, den der „Kon­
tingentflüchtlinge“. Ihnen konnte künftig aufgrund 
einer humanitären Krisensituation im Herkunfts­
land eine unbefristete Aufenthaltsgenehmigung er­
teilt werden, ohne dass sie das Asylanerkennungs­
verfahren durchlaufen mussten. 15 

Allerdings geriet diese Beschränkung des Poli­
tischen Asyls auf vornehmlich europäische Flücht­
linge aus kommunistischen Ländern ins Wanken, 
als das Bundesverwaltungsgericht im Oktober 
1975 im Zusammenhang mit den chilenischen 
Flüchtlingen entschied, dass das Asylrecht keine 
Schranken kenne und die Ausländereigenschaft 
von Flüchtlingen diesen nicht zum Nachteil wer­
den dürfe. Damit aber entfaltete der Asylartikel 
eine ursprünglich nicht vorgesehene universel­
le Wirkung, wie sich bald erwies. Denn während 
die Zahl der Asylsuchenden in den 1970er Jahren 
sehr klein war und in der Öffentlichkeit kaum be­
achtet wurde, begann sich dies um 1980 zu ändern. 
Die Machtübernahme der Islamisten im Iran, der 
Bürgerkrieg im Libanon, vor allem aber der Mili­
tärputsch in der Türkei im September 1980 zogen 
große Fluchtbewegungen nach sich. Erstmals wur­
de der Begriff „Asyl“ in der Bundesrepublik einer 
breiteren Öffentlichkeit bekannt. 16

Schon früh machte die Bunderegierung deut­
lich, dass sie einer Ausweitung des Politischen 
Asyls nicht ohne Weiteres zustimmen würde. Als 
Hauptargument gegen die Ausdehnung galt nun 
aber nicht länger die Beschränkung auf Flücht­
linge aus kommunistischen Ländern, sondern der 
Verdacht, die Flüchtlinge kämen aus wirtschaft­
lichen, nicht aus politischen Gründen ins Land. 

15	 Vgl. Frank Bösch, Zeitenwende 1979. Als die Welt von heute 
begann, München 2019, S. 187–228. Diese Konstruktion fand 
nach 1990 auch auf Juden aus der Sowjetunion Anwendung, 
die in die Bundesrepublik einwandern wollten. Vgl. Dmitrij Belkin, 
Jüdische Kontingentflüchtlinge und Russlanddeutsche, 13. 7. 2017, 
www.bpb.de/252561.
16	 Vgl. Ulrich Herbert: Geschichte der Ausländerpolitik in 
Deutschland. Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, Gastarbeiter, 
Flüchtlinge, München 20173, S. 263 ff.

https://zeitgeschichte-online.de/themen/ein-vergessenes-jubilaeum
https://zeitgeschichte-online.de/themen/ein-vergessenes-jubilaeum
http://www.bpb.de/252561
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So erklärte Bundesinnenminister Friedrich Zim­
mermann im Dezember 1982: „Eine Vielzahl der 
Bewerber sieht im deutschen Asylverfahren das 
Instrument, aus wirtschaftlichen Gründen einen 
Aufenthalt im Bundesgebiet zu erzwingen. Eine 
immer größer werdende Zahl von Asylbewerbern 
benutzt das Asylrecht als ein ‚Sesam-öffne-Dich‘ 
in das wirkliche oder manchmal auch nur ver­
meintliche Sozialparadies Bundesrepublik.“ 17

Daraufhin wurde in der Öffentlichkeit mit 
dem Hinweis auf Artikel  16 GG eine Liberali­
sierung der Asylpraxis gefordert. Das traf vor 
allem bei den Unionsparteien auf strikte Ableh­
nung. Vor diesem Hintergrund entfaltete sich jene 
scharfe und in weiten Teilen hysterische Debatte 
der späten 1980er und frühen 1990er Jahre über 
die Asylgewährung, die für etwa zehn Jahre zu 
einem der beherrschenden Themen der bundes­
deutschen Innenpolitik wurde. 

Viel stärker als die Krisen in der Türkei und 
im Nahen Osten wirkte sich hier aber der Zu­
sammenbruch der kommunistischen Länder im 
Machtbereich der Sowjetunion aus. Die Zahl der 
„Ostflüchtlinge“ war bereits seit 1980 deutlich 
angestiegen. 1986 kam jeder sechste Asylsuchende 
aus Osteuropa, 1988 jeder dritte. Mit der Öffnung 
der Grenzen in Osteuropa seit 1989/90 nahm die 
Zahl der Asylbewerber dann drastisch zu. Sie 
stieg von 1989 bis 1992 von 120 000 auf 438 000, 
um nach der Änderung des Artikels 16 GG im 
Dezember 1992 („Asylkompromiss“) wieder auf 
das Ausgangsmaß zurückzufallen. Von 1986 bis 
2006 beantragten etwa 2,8  Millionen Menschen 
in Deutschland Politisches Asyl. Zwei Drittel von 
ihnen kamen aus Osteuropa. 18

Zur gleichen Zeit stieg auch die Zahl der aus 
den Ostblockländern in die Bundesrepublik ein­
wandernden deutschstämmigen „Aussiedler“ in er­
heblichem Maße. Bei diesen Menschen handelte es 
sich um die in Osteuropa lebenden Deutschen, die 
nach den großen Flucht- und Vertreibungswellen 
zwischen 1944 und 1949 in ihren Heimatgebieten 
verblieben waren. Von ihnen hatten in den voran­
gegangenen Jahren nur wenige in den Westen über­
siedeln können, meist nach Vereinbarungen unter 
dem Rubrum „Familienzusammenführung“. Von 
1986 bis 2006 kamen 3,1 Millionen Aussiedler nach 

17	 Rede des Ministers Zimmermann am 12. 12. 1982 in 
Zirndorf, in: Bundesministerium des Innern (Hrsg.), Betrifft: Aus-
länderpolitik, Bonn 1982.
18	 Vgl. Herbert (Anm. 16), S. 262–285.

Deutschland; jeweils zu etwa einem Drittel aus der 
Sowjetunion, aus Polen und aus Rumänien. Sie er­
hielten umgehend die deutsche Staatsbürgerschaft 
und wurden als Deutsche bevorzugt behandelt, etwa 
nach dem Muster der insgesamt etwa 12 Millionen 
Flüchtlinge und Vertriebenen der Nachkriegsjahre. 19

Insgesamt kamen also zwischen 1986 und 
2006 fast 8 Millionen Zuwanderer nach Deutsch­
land, jeweils etwa 3 Millionen als Asylbewerber 
und als Aussiedler, überwiegend aus Osteuropa, 
sowie etwa 1,4  Millionen Zuwanderer aus den 
EU-Staaten, die in der EU Aufenthaltsrecht be­
saßen. Die Aussage vom Herbst 2015, noch nie 
seien so viele Zuwanderer nach Deutschland ge­
kommen, muss also stark relativiert werden. 

„ASYLKOMPROMISS“  
UND „DUBLIN“

Bereits seit 1988 hatten die Unionsparteien darauf 
bestanden, dass der stark zunehmende Zuwande­
rungsdruck nach Deutschland abgewehrt werden 
müsse – und zwar durch die Änderung des Grund­
gesetzartikels über die Gewährung von Politischem 
Asyl. Bei der SPD war diese Frage umstritten. Da­
raufhin begann die Union im Vorfeld der ersten ge­
samtdeutschen Bundestagswahlen vom Dezember 
1990 mit einer Kampagne für eine Veränderung des 
Asylartikels, zu der man eine Zweidrittelmehrheit 
und also die Zustimmung der Sozialdemokraten be­
nötigte. Im Zentrum der Kampagne stand die Be­
hauptung, dass es sich bei den Asylbewerbern über­
wiegend um Schwindler und Betrüger handele, die 
von den hohen sozialen Leistungen in der Bun­
desrepublik angelockt würden. Und obwohl zwei 
Drittel der Asylbewerber aus Osteuropa stammten, 
konzentrierte sich die Asylkampagne auf Menschen 
aus dem südlichen Afrika. Dabei spielte die „Bild“ 
eine entscheidende Rolle, die die Zuwanderung von 
Asylbewerbern stetig dramatisierte: „Je länger das 
Verfahren dauert, umso genauer wissen sie, wie man 
sich zum politischen Märtyrer hochfrisiert“, schrieb 
sie. „Aber kein Ausländer muss sofort Asyl bean­
tragen. Er kann warten, bis man ihn erwischt. Als 
Schwarzarbeiter. Als Dieb. Als Drogenhändler.“ 20

Mit jedem Monat, in dem steigende Asylbe­
werberzahlen gemeldet wurden, verschärfte sich 
der Ton weiter. Kein anderes Thema, auch nicht 

19	 Vgl. Klaus J. Bade, Ausländer – Aussiedler – Asyl. Eine 
Bestandsaufnahme, München 1994, S. 91–146.
20	 Asylanten in Hamburg – wohin?, in: Bild Hamburg, 15. 11. 1990.
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die Wiedervereinigung, bewegte die Deutschen in 
den Jahren zwischen 1990 und 1993 so sehr wie 
die Asylproblematik. Es war deshalb nicht sehr 
überraschend, dass es seit dem Sommer 1991 ver­
mehrt zu „ausländerfeindlichen“ Aktionen kam – 
wohl aber, welches Ausmaß und welches Maß an 
Gewalttätigkeit sie erreichten. Die Exzesse von 
Hoyerswerda, von Rostock-Lichtenhagen, von 
Hünxe, Mölln oder Solingen erregten bald nati­
onal wie international Aufsehen und Entsetzen. 
Von 1990 bis 1995 kamen bei derartigen Ereignis­
sen mindestens 49 Menschen ums Leben. 21

Unter dem Druck dieser Ereignisse und der 
weiter eskalierenden Kampagne hatte die SPD 
schließlich der Änderung des Asylartikels zu­
gestimmt, wonach Asyl nur beantragen kann, 
wer nicht aus einem sicheren Drittstaat einreist. 
Deutschland riegelte sich dadurch gegenüber ei­
ner Zuwanderung auf dem Asylweg ab und über­
trug die Verantwortung auf die Staaten an den 
Außengrenzen der EU. 22

Deutschland war hier allerdings keine Aus­
nahme. In dem Maße, in dem die Fluchtbewegun­
gen zunahmen, hatten die Zielländer im Globalen 
Norden Mechanismen geschaffen, um Flüchtlin­
ge abzuwehren. Die EU hatte mit den Schenge­
ner Abkommen 1985 und 1990, die 1999 in euro­
päisches Recht übernommen wurden, ein Europa 
ohne Binnengrenzen geschaffen. Die Kontrollen 
an den Grenzen zwischen den Mitgliedstaaten fie­
len nun weg. Im Dubliner Übereinkommen von 
1990 (in Kraft ab 1997, abgelöst durch die Dublin-
Verordnung 2003) hatten die EU-Staaten weiter­
hin vereinbart, dass Flüchtlinge in dem ersten EU-
Land, das sie betraten, um Asyl nachsuchen und 
sich registrieren lassen mussten. 23 Dies bedeutete, 
dass die Länder mit EU-Außengrenzen den Groß­
teil der Registrierungen vorzunehmen hatten. 
Vor allem Italien und Griechenland waren ange­
sichts der langen Mittelmeerküsten davon betrof­
fen, aber nur begrenzt in der Lage, entsprechende 
Grenzkontrollsysteme aufzubauen. Zudem waren 
die Asylstandards in den verschiedenen Ländern 
sehr unterschiedlich, und über eine gemeinsame 
Grenzsicherungspolitik konnten sie sich nicht ei­

21	 Bis 2000 stieg diese Zahl auf fast das Doppelte. Auch die 
Mordserie des „Nationalsozialistischen Untergrunds“ ab 2000 
ist in diesem Zusammenhang zu sehen. Vgl. Herbert (Anm. 16), 
S. 296–315.
22	 Vgl. Stefan Luft/Peter Schimany (Hrsg.), 20 Jahre Asylkom-
promiss. Bilanz und Perspektiven, Bielefeld 2014.
23	 Vgl. Betts/Collier (Anm. 3), S. 31–92.

nigen. Vor allem aber war unklar, was nach Regis­
trierung der Flüchtlinge mit ihnen geschehen sol­
le, denn Forderungen der EU-Kommission nach 
einem Solidaritäts- und Verteilungsmechanis­
mus waren auch von der deutschen Bundesregie­
rung mehrfach abgeblockt worden. Die Erstauf­
nahmeländer an den EU-Außengrenzen mussten 
die registrierten Flüchtlinge also auch unterbrin­
gen. Deutschland hingegen war nur von EU-Staa­
ten und der Schweiz umgeben und deshalb von 
Flüchtlingen legal nicht mehr erreichbar. Die Zahl 
der nach Deutschland einreisenden Flüchtlinge 
sank kontinuierlich. 2007 erreichte sie mit 19 000 
den niedrigsten Stand. 24

FOLGEN DES  
„ARABISCHEN FRÜHLINGS“

Seit 1960 war der Anteil wandernder Menschen 
an der Weltbevölkerung relativ stabil und lag bei 
etwa 0,6 Prozent. Seit 2010 aber stieg er weltweit 
sprunghaft an – 2019 galten 272 Millionen Men­
schen als Migranten, 3,5 Prozent der Weltbevölke­
rung. 25 Dabei umfasste die Migration vom Süden 
in den Norden 2015 etwa 85 Millionen Menschen, 
die Wanderungen innerhalb des Südens etwa 
90 Millionen, was zusammengenommen mehr als 
drei Viertel aller grenzüberschreitenden Migrati­
onsprozesse ausmacht. Ein entscheidender Auslö­
ser für diesen Anstieg war der „Arabische Früh­
ling“, durch den seit Anfang 2011 die autoritären 
Regime in Nordafrika von den Bevölkerungen 
ihrer Länder gestürzt wurden. Daraus ergaben 
sich weitreichende Auswirkungen auf die Wande­
rungsprozesse in der Region – zum einen im Hin­
blick auf Migranten aus dem Afrika südlich der 
Sahara, zum anderen aus Syrien. 26 

Bis 2011 hatten die nordafrikanischen Regime 
die Durchreise von Migranten auf dem Weg nach 
Europa weitgehend verhindert – meist in Abspra­
che mit den europäischen Staaten und gegen er­
hebliche finanzielle Zuwendungen. Als nach dem 
Sturz der alten Diktatoren in den meisten nordaf­

24	 Vgl. Statista 2020 (Anm. 1).
25	 Vgl. Jochen Oltmer, Globale Migration. Geschichte und 
Gegenwart, München 2017, S. 112–117; Stefan Luft, Die Flücht-
lingskrise. Ursachen, Konflikte, Folgen, München 2016, S. 10–14; 
Sachverständigenrat Deutscher Stiftungen für Integration und 
Migration, Gemeinsam gestalten: Migration aus Afrika nach 
Europa, Jahresgutachten 2020, Berlin 2020.
26	 Vgl. Volker Perthes, Der Aufstand. Die arabische Revolution 
und ihre Folgen, München 2011. 
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rikanischen Ländern jedoch islamistische Parteien 
die Regierung stellten, rissen in Ägypten und Al­
gerien bald wieder autoritäre Militärregierungen 
die Macht an sich. Libyen jedoch wurde nach dem 
Sturz Muammar al-Gaddafis zum failed state, der 
seine Küsten nicht mehr kontrollieren konnte. 
Daraufhin nahm die Zahl der nach Europa stre­
benden Migranten aus dem subsaharischen Afrika 
deutlich zu. 27 

Die bei Weitem meisten afrikanischen Mi­
granten suchten innerhalb des afrikanischen 
Kontinents Aufnahme – wegen fehlender finanzi­
eller Ressourcen, unzureichender Netzwerke und 
nicht zuletzt der restriktiven europäischen Mi­
grationspolitik. Demgegenüber lebten 2017 rund 
17 Millionen Menschen aus Afrika außerhalb des 
Kontinents, etwa die Hälfte von ihnen in Europa. 
Der Anteil afrikanischer Menschen an der Ge­
samtmigration nach Europa lag 1990 bei 20 Pro­
zent, fiel im folgenden Jahrzehnt stark und stieg 
bis 2017 auf 36 Prozent. Die Süd-Nord-Wande­
rungen sind allerdings, anders als die grenzüber­
schreitende Binnenmigration, nicht durchgehend 
als Elendsmigration anzusehen, sondern auch als 
rationaler Versuch der Migrantenfamilien, die ei­
gene Lage nachhaltig zu verbessern. Durch die 
Migrationsprozesse in den Norden wird die wirt­
schaftliche Lage des Südens nicht grundsätzlich 
verbessert, aber individuell entlastet. 28

Das Beispiel Senegals mag das verdeutlichen. 
2005 lebten rund vier Prozent der senegalesischen 
Bevölkerung im Ausland. Wie in anderen westaf­
rikanischen Ländern ist die Auswanderung hier 
meist Familiensache: Das heißt, oft finanziert die 
Familie die teure und riskante Reise durch die Sa­
hara und die Passage über das Mittelmeer, die in 
über acht von zehn Fällen von Männern ange­
treten wird. Etwa 70 Prozent der Haushalte ha­
ben Verwandte im Ausland, die Hälfte davon in 
Europa. Der Anteil der Arbeitslosen unter den 
Ausgewanderten ist deutlich unterdurchschnitt­
lich, ihre Ausbildung und ihr sozialer Status 
sind hingegen überdurchschnittlich. 2005 hatten 
51,4  Prozent der im Land ausgebildeten Ärzte 
und ein Viertel des Pflegepersonals den Senegal 

27	 Vgl. Marcus Engler, Libyen – ein schwieriger Partner ​der 
europäischen Migrationspolitik, 28. 6. 2017, www.bpb.de/​
250481.
28	 Vgl. Hans Peter Hahn (Hrsg.), Cultures of Migration. African 
Perspectives, Berlin–Münster 2007; Steve Tonah et al. (Hrsg.), 
Migration and Development in Africa. Trends, Challenges, and 
Policy Implications, New York–London 2017.

verlassen. 29 Dabei beherrschen im Senegal zahl­
reiche Klischees das Bild der europäischen Ziel­
staaten, die auch dadurch bestätigt werden, dass 
die Migranten, um den Erwartungen ihrer Fami­
lie zu entsprechen, überwiegend Erfolgsgeschich­
ten berichten. Ihr tatsächlicher Erfolg wird aber 
vor allem an ihren Überweisungen nach Hause 
gemessen: 1998 betrugen die Rücküberweisungen 
an die Familien im Senegal 91 Millionen US-Dol­
lar, 2004 erreichten sie 563,2  Millionen Dollar, 
was etwa 7,6  Prozent senegalesischen Brutto­
inlandsproduktes entsprach. Bis 2017 ist dieser 
Anteil auf über 10 Prozent gestiegen. 30 Weltweit 
betrachtet beliefen sich solche Rücküberweisun­
gen 2015 auf über 440 Milliarden US-Dollar und 
übertrafen damit die Zahlen der internationalen 
Entwicklungsarbeit um das Dreifache. 31

Die meisten Migranten aus dem subsahari­
schen Afrika wählten nach dem Zusammenbruch 
des Gaddafi-Regimes den Weg nach Europa über 
Libyen. Sie wurden von dort von Schleusern meist 
nach Süditalien gebracht. 2011, also nach Beginn 
des Arabischen Frühlings, kamen allein bis Au­
gust fast 50 000 Migranten aus dem südlichen 
Afrika in Italien an, vor allem auf Lampedusa. 
Tausende von ihnen ertranken während der Über­
fahrt, woraufhin Italien ein Rettungssystem ein­
richtete („Mare Nostrum“), das bis 2014 vermut­
lich mehreren Zehntausend Migranten das Leben 
rettete. Auf diese Weise aber verringerten sich die 
Risiken der Überfahrt, was zur Ausdehnung der 
Schleuserfahrten und zum deutlichen Anstieg der 
Zahl der Bootsflüchtlinge führte. Daraufhin wur­
de – nicht zuletzt auf Druck der deutschen Regie­
rung – „Mare Nostrum“ eingestellt. Die Zahl der 
Ertrunkenen stieg an, die Zahl der Migranten auf 
der Mittelmeerroute nahm wieder ab. 32

Da eine Vereinbarung über die Verteilung der 
in Italien ankommenden Migranten auf die EU-
Staaten nicht zustande gekommen war, boten sich 
den italienischen Behörden nur zwei Möglichkei­
ten: sie zu registrieren und im Lande zu behalten 

29	 Vgl. Felix Gerdes, Länderprofil Senegal, 1. 11. 2007, www.
bpb.de/​57878; Flavia Bernardini, Senegal: Bastion of Democracy, 
Migration Priority for the EU, Brüssel 2018.
30	 Vgl. Gerdes (Anm. 29); Senegal: Anteil der Rücküberweisun-
gen (inflow) am Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 2008 bis 2018, 
Oktober 2019, www.statista.com/statistik/daten/studie/700025.
31	 Vgl. Oltmer (Anm. 25), S. 116 f.
32	 Vgl. Silja Klepp, Europa zwischen Grenzkontrolle und 
Flüchtlingsschutz. Eine Ethnographie der Seegrenze auf dem 
Mittelmeer, Bielefeld 2018.
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oder sie zurückzuschicken. Da Ersteres auf schar­
fe Proteste der italienischen Bevölkerung stieß, 
Letzteres sich aber als unmöglich erwies, ent­
schieden sich die italienischen Behörden für einen 
dritten Weg. Sie registrierten die Zuwandernden 
nicht, sondern überließen sie ihrem Schicksal. Ein 
Teil von ihnen kam als billige Erntehelfer in Süd­
italien oder in der Schattenwirtschaft unter. Die 
anderen wurden nach Nordeuropa „durchgewun­
ken“. Da es in der EU keine Binnengrenzen mehr 
gab, konnten sie reisen, wohin sie wollten. 33 

Die im Dezember 2010 von Tunesien ausgehen­
de Serie von Protesten, Aufständen und Revolutio­
nen in der arabischen Welt fand ihre schärfste Zuspit­
zung im syrischen Bürgerkrieg. Zwischen 2011 und 
2015 mussten mehr als 12 Millionen Syrer fliehen, 
etwa 60 Prozent der Bevölkerung. Rund 6,3 Millio­
nen von ihnen flohen ins Ausland, davon 3,4 Milli­
onen in die Türkei, eine Million in den Libanon und 
630 000 nach Jordanien. 34 Die meisten von ihnen ka­
men zunächst in Massenlagern des UNHCR unter. 
Allerdings bedeutete die Unterbringung in Lagern 
für die Insassen in der Regel Beschäftigungslosig­
keit und Abhängigkeit von der dortigen Versor­
gung. Diese erwies sich zudem als immer schwieri­
ger, denn das UNHCR finanziert sich überwiegend 
aus freiwilligen Beiträgen. Das öffentliche Interesse 
in Westeuropa und den USA an dem nicht enden 
wollenden Bürgerkrieg in Syrien nahm jedoch seit 
2013 deutlich ab, und die Geberländer reduzierten 
2014 ihre Beiträge an das Hilfswerk – Deutschland 
etwa kürzte sie um 50 Prozent. So war nur noch 
ein Drittel des UNHCR-Flüchtlingshilfeplans ge­
deckt. Die Aussichten für die syrischen und iraki­
schen Flüchtlinge verschlechterten sich damit mas­
siv. Die westeuropäischen Länder lösten also durch 
die Kürzung der UNHCR-Gelder die Ausreisewel­
le nach Europa selbst mit aus. 35

Durch die Ausbreitung des „Islamischen Staa­
tes“ in Syrien und im Irak 2014 stieg die Zahl der 
Flüchtlinge weiter an. Dabei flohen die Anhänger 
der Opposition vor den Truppen des syrischen Prä­
sidenten Baschar al-Assad und die Anhänger Assads 

33	 Vgl. Kirsten Hoesch, Migration und Integration: Eine Einfüh-
rung, Wiesbaden 2017, S. 4.
34	 Vgl. Flüchtlinge aus Syrien in den Nachbarländern 2014, 
11. 4. 2015, www.statista.com/statistik/daten/studie/420526; 
Adam Baczko et al., Civil War in Syria. Mobilization and 
Competing Social Orders, Cambridge 2017; Jörg Armbruster, 
Brennpunkt Nahost. Die Zerstörung Syriens und das Versagen 
des Westens, Frankfurt/M. 2013.
35	 Vgl. Betts/Collier (Anm. 3), S. 111.

vor den Truppen des IS, und ein Großteil der Bevöl­
kerung vor beiden. Zugleich sank die Aussicht auf 
ein baldiges Ende des Bürgerkrieges und eine Rück­
kehr in die Heimat. Eine Weiterreise nach Europa 
schien aber zunächst kaum möglich, bis sich mit der 
Überfahrt vom türkischen Festland zur nur zehn 
Kilometer entfernten griechischen Insel Lesbos eine 
neue Option ergab. Die griechischen Grenzbehör­
den waren infolge der gewaltigen Staats- und Fi­
nanzkrise des Landes schlecht ausgestattet und we­
der in der Lage noch gewillt, die rasch anwachsende 
Zahl der Flüchtlinge zu registrieren oder sie gar im 
Lande unterzubringen. So winkten sie sie vielfach 
nach italienischem Vorbild durch. Mit Bussen wur­
den die Flüchtlinge durch Mazedonien und Serbi­
en an die ungarische Grenze gebracht – die Balkan­
route. Angesichts dieser Entwicklungen wurde der 
Weg über Griechenland für Flüchtlinge attraktiver, 
und seit dem Frühjahr 2015 boten die Schleuser die 
Route über Lesbos in großem Stil an.

AUGUST 2015

Damit sind wir nun wieder im August 2015 an­
gekommen und bei den eingangs geschilderten 
Ereignissen rund um den 5. September. Die Ent­
scheidung Merkels stieß in Deutschland auf große 
Zustimmung. „Sie dürfen zu uns – Merkel beendet 
die Schande von Budapest“, jubelte die „Bild am 
Sonntag“ am 6.  September. Nach ihrer Ankunft 
in Österreich wurde ein Großteil der Flüchtlinge 
mit Zügen nach München gebracht. Am Münch­
ner Hauptbahnhof versammelten sich viele Ein­
heimische, die die ankommenden Flüchtlinge be­
tont freundlich begrüßten. Überall erklärten sich 
zahlreiche Deutsche bereit, bei der Versorgung 
und Unterbringung der Flüchtlinge zu helfen, im 
Fernsehen und über soziale Medien wurde live 
berichtet. Bis zum Abend des 6. September wur­
den in München etwa 17 000 Flüchtlinge gezählt. 
Die Behörden versuchten, sie in der Stadt oder im 
Umland irgendwie unterzubringen. An eine Re­
gistrierung war zunächst nicht zu denken.

In den Folgetagen nahm die Zahl der An­
kommenden stetig zu. Die Bundespolizei forder­
te daraufhin die sofortige Grenzschließung, nach 
dem Vorbild der Sicherungsmaßnahmen beim 
G7-Gipfel auf Schloss Elmau im Frühjahr 2015, 
als vorübergehend Grenzkontrollen eingeführt 
worden waren. Die Bundesregierung folgte die­
sem Vorschlag jedoch nicht. Bundesinnenminis­
ter Thomas de Maizière begründete dies damit, 

http://www.statista.com/statistik/daten/studie/420526
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dass eine solche Grenzschließung dem europä­
ischen Recht widerspreche und zudem nur mit 
massiver Gewaltanwendung durchzusetzen sei. 
Ein solches Auftreten der Staatsorgane hatte die 
Bundesregierung am Vorgehen der Ungarn scharf 
kritisiert und war, so de Maizière, in Deutschland 
angesichts der prononciert flüchtlingsfreundli­
chen Stimmung nicht durchzuhalten.

Die zunächst sehr positive, zum Teil enthusi­
astische Reaktion in der deutschen Öffentlichkeit 
begann sich allerdings bereits nach wenigen Wo­
chen zu verändern. Das lag vor allem an der ge­
waltigen Zahl der Flüchtlinge. Bis Ende des Jah­
re 2015 wurden 1 091 894 Flüchtlinge registriert, im 
Jahr darauf 321 361. 1,2 Millionen von ihnen stell­
ten einen Asylantrag. 36 Zwar hielt eine Mehrheit 
der Bundesbürger die Aufnahme vor allem der sy­
rischen Flüchtlinge weiterhin für richtig, in den so­
zialen Medien aber mehrten sich flüchtlingsfeind­
liche und bald auch offen rassistische Stimmen. 
Auch die „Bild“ wechselte ihre Position und be­
gann, die Flüchtlinge als Gefahr für Sicherheit und 
Wohlstand in Deutschland darzustellen. Die im 
Sommer 2015 bereits im Niedergang befindliche 
rechtskonservative AfD setzte ganz auf das Flücht­
lingsthema und gewann deutlich an Zustimmung.

Die Bundesregierung drängte nun die übrigen 
EU-Mitgliedstaaten, einen Teil der nach Deutsch­
land eingereisten Flüchtlinge zu übernehmen – 
allerdings ohne Erfolg. Daraufhin legte die EU-
Kommission auf deutschen Druck hin einen Plan 
zur gerechten Verteilung der Flüchtlinge auf alle 
EU-Staaten vor, der auf weitgehende Ablehnung 
stieß. Denn hatte Deutschland, so hieß es aus Ita­
lien und anderen Staaten, nicht bis vor Kurzem 
noch jede Lastenteilung strikt verweigert? Auch 
der Beschluss, 120 000 besonders Schutzbedürf­
tige umzuverteilen, wurde nicht umgesetzt; und 
selbst mehrere Vertragsverletzungsverfahren ge­
gen EU-Staaten, die das gemeinsame EU-Asyl­
recht verletzt oder nicht angewandt hatten, führ­
ten zu keinem Ergebnis. Schließlich forderte die 
EU-Kommission sogar, diejenigen EU-Länder, 
die sich der Aufnahme von Flüchtlingen verwei­
gerten, mit der Kürzung von EU-Geldern zu be­
strafen, was die deutsche Position endgültig un­
haltbar machte. Die meisten EU-Länder planten 
vielmehr, wieder Kontrollen an EU-Binnengren­
zen einzurichten, was zur sofortigen Verstärkung 
der Fluchtbewegungen führte, weil viele Flücht­

36	 Vgl. Statista (Anm. 1).

linge befürchteten, dass die Grenzen bald ganz 
geschlossen würden. 37

Das geschah auch, und zwar in zwei Schrit­
ten: Ende Februar 2016 schlossen Österreich, Un­
garn, Kroatien, Slowenien, Serbien und Nordma­
zedonien ihre Grenzen für Flüchtlinge. Damit war 
die sogenannte Balkanroute geschlossen. Das ver­
ursachte, wie von de Maizière vorausgesagt, einen 
erheblichen Rückstau in Griechenland und ver­
stärkte dort die teilweise chaotischen Zustände in 
den grenznahen Flüchtlingslagern. Am 19.  März 
traf die EU-Kommission mit der Türkei eine von 
der Bundesregierung geforderte Vereinbarung, das 
die Türkei gegen Zahlung von zunächst drei, dann 
sechs Milliarden Euro verpflichtete, Flüchtlingen 
die Überfahrt aus der Türkei nach Griechenland 
zu verwehren. 38 Infolge der Schließung der Türkei- 
und der Balkanroute verlagerte sich das Fluchtge­
schehen wieder stärker auf die Strecke von Libyen 
nach Italien, was steigende Todeszahlen im Mittel­
meer nach sich zog. Die Labilität der Vereinbarung 
der EU mit der Türkei wurde im Frühjahr 2020 
sichtbar, als die Türkei kurzzeitig Flüchtlingen die 
Weiterreise nach Griechenland gewährte, was in­
nerhalb kurzer Zeit erneut zu katastrophalen Zu­
ständen in griechischen Flüchtlingslagern führte. 

FAZIT

In den Ereignissen um den 5.  September 2015 
bündeln sich verschiedene historische Entwick­
lungen, die abschließend in sechs Punkten zu­
sammengefasst werden sollen.

Erstens: Die deutsche Asylpolitik ist im Kon­
text des Kalten Krieges entstanden und wurde 
jahrzehntelang in diesem Kontext praktiziert. Erst 
in den 1980er Jahren wurde das Recht auf Poli­
tisches Asyl als unumschränktes Aufnahmegebot 
politischer Flüchtlinge interpretiert, aber sogleich 
reduziert und schließlich durch den Asylkompro­
miss von 1992 weitgehend außer Kraft gesetzt. 
Diese Entwicklung stand im Einklang mit der 

37	 Vgl. EU-Staaten beschließen Verteilung von 120 000 
Flüchtlingen, 22. 9. 2015, www.zeit.de/politik/ausland/2015-09/
fluechtlingskrise-fluechtlinge-europa-minister-bruessel; Aufnah-
me von Flüchtlingen: EU droht Staaten mit Kürzung von Förder-
geldern, 28. 10. 2015, www.euractiv.de/section/eu-aussenpolitik/
news/aufnahme-von-fluchtlingen-eu-droht-staaten-mit-kurzung-
von-fordergeldern.
38	 Vgl. Europäischer Rat, Erklärung EU-Türkei, Pressemitteilung, 
18. 3. 2016, www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/​
2016/03/18/eu-turkey-statement.

http://www.zeit.de/politik/ausland/2015-09/fluechtlingskrise-fluechtlinge-europa-minister-bruessel
http://www.zeit.de/politik/ausland/2015-09/fluechtlingskrise-fluechtlinge-europa-minister-bruessel
http://www.euractiv.de/section/eu-aussenpolitik/news/aufnahme-von-fluchtlingen-eu-droht-staaten-mit-kurzung-von-fordergeldern
http://www.euractiv.de/section/eu-aussenpolitik/news/aufnahme-von-fluchtlingen-eu-droht-staaten-mit-kurzung-von-fordergeldern
http://www.euractiv.de/section/eu-aussenpolitik/news/aufnahme-von-fluchtlingen-eu-droht-staaten-mit-kurzung-von-fordergeldern
http://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2016/03/18/eu-turkey-statement
http://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2016/03/18/eu-turkey-statement


APuZ  30–32/2020

36

internationalen Asylpolitik, die bis in die 1960er 
Jahre auf Europa und Flüchtlinge aus den kom­
munistischen Ländern ausgerichtet war. Der späte 
Aufbau des UNHCR zu einer handlungsfähigen 
Organisation und seine stetige Aufgabenerweite­
rung wurden durch seine Unterfinanzierung und 
die Konzentration auf eine lokale Unterbringung 
der Flüchtlinge in Lagern beeinträchtigt.

Zweitens: Die Abschaffung der europäischen 
Binnengrenzen ohne eine verbindliche gemeinsa­
me Asyl- und Flüchtlingspolitik, ohne eine ein­
heitliche Sicherung der Außengrenzen und eine 
Vereinbarung über die Verteilung der Zuwan­
dernden auf die Mitgliedsstaaten hat sich als gra­
vierendes Versäumnis der EU herausgestellt. Es 
ist indes nicht abzusehen, dass es hier zu raschen 
Veränderungen kommen wird. 

Drittens: Die Ausschreitungen und Pogrome 
der frühen 1990er Jahre in Deutschland stellten die 
politische Brisanz der Flüchtlingsproblematik, aber 
auch generell des wachsenden Anteils an Zuwande­
rern in der deutschen Bevölkerung unter Beweis. 
Diese Erfahrungen wurden nach dem Rückgang der 
Asylbewerberzahlen nach dem Asylkompromiss 
aber rasch und weitgehend verdrängt. Die Einreise 
von fast acht Millionen Menschen mit unterschied­
lichem Status in die Bundesrepublik zwischen 1986 
und 2006 hat jedoch gezeigt, dass die Aufnahme 
und Integration auch sehr hoher Zahlen von Zu­
wanderern in Deutschland möglich und auch sinn­
voll ist, wenn die Aufnahmegesellschaft dem zu­
stimmt und daran ein Interesse hat. Dies aber war 
seit dem Sommer 2015 nur zum Teil der Fall. 

Viertens: Die Höhepunkte der Zuwanderung 
seit 1990 waren auf politische Großereignisse wie 
den Zusammenbruch der Sowjetunion oder den sy­
rischen Bürgerkrieg zurückzuführen. Gleichwohl 
ist auch in Zukunft jenseits solcher Entwicklungen 
mit stetiger Zuwanderung in den reichen Globalen 
Norden zu rechnen. Die Ursachen der Massenmig­
ration liegen im eklatanten wirtschaftlichen Gefäl­
le zwischen den reichen und den armen Regionen 
der Welt, das durch kurzfristige Maßnahmen nicht 
zu beseitigen ist. Zudem sind Armut und politische 
Destabilisierung miteinander verbunden, sodass 
politische und wirtschaftliche Motive der Migran­
ten oft kaum unterscheidbar sind. Insofern wür­
de der pragmatisch klingende Hinweis, man möge 
doch die „Fluchtursachen“ bekämpfen, im Kern ei­
nen strukturellen Umbau der Weltwirtschaft be­
deuten und ist schon deshalb jedenfalls kurz- und 
mittelfristig wenig aussichtsreich. 

Fünftens: Wer darauf setzt, die Massenmigra­
tion von Süd nach Nord komplett abzuschnei­
den, etwa durch massive Grenzbefestigungen, wie 
sie derzeit im Süden der USA entstehen, wird die 
ohnehin schon explosive Situation in den Emig­
rationsländern weiter verschärfen, die sich auch 
in politischen Bewegungen wie etwa dem islami­
schen Extremismus ausdrückt. Wer darauf setzt, 
die Zahl der aufgenommenen Zuwandernden 
deutlich zu erhöhen, wird die Abwehrreaktionen 
von Teilen der einheimischen Bevölkerungen in 
den Einwanderungsländern weiter befördern und 
damit der Verbreitung rechtsextremistischer Ein­
stellungen Vorschub leisten. Die bereits mehrfach 
diskutierte Aufnahme von etwa einer halben Mil­
lion Zuwanderer pro Jahr in die Länder der EU 
kann je nach wirtschaftlicher Lage ein gangbarer 
Weg sein, den Migrationsdruck einerseits und die 
Interessen der Zuwanderungsländer andererseits 
miteinander zu vereinbaren. Er setzt allerdings 
sowohl einen mehrheitlichen Konsens in den Ein­
zelstaaten voraus als auch die Vereinbarung ei­
ner einheitlichen Asyl- und Flüchtlingspolitik in 
der EU. Nicht zuletzt aufgrund der hier erörter­
ten Entwicklungen ist aber vermutlich weder mit 
dem einen noch mit dem anderen zu rechnen. 

Sechstens: Wer darauf wartet, dass sich diese 
vielfältige und sich dynamisch verändernde Pro­
blematik auf einen Schlag durch irgendeine große 
Lösung entwirren lässt, wird enttäuscht werden. 
Die „Lösbarkeit“ von Flucht und Migration ist 
eine Fiktion. Tatsächlich ging es in der Praxis der 
vergangenen Jahrzehnte meist um Abmilderung 
und Steuerung, und es gibt keine Hinweise, dass 
sich das in Zukunft ändern würde. Insofern sind 
die Aussichten aus dem hier Vorgetragenen viel­
leicht nicht gänzlich hoffnungslos, aber gewiss 
auch nicht optimistisch.
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